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Beim privaten Gebrauch von Internet und E-Mail am Arbeitsplatz steht die Eigenverantwortung der 
Mitarbeitenden sowie die Führungsverantwortung der Vorgesetzten im Vordergrund. 

In letzter Zeit häufen sich jedoch Medienberichte, wonach Öffentliche Verwaltungen den 
Internetzugriff auf "Social Networks and Personal Sites" (Festzeit, Facebook, Myspace, Tillate, 
Twitter etc.) beschränken oder gar sperren. Als jüngstes Beispiel hat der Kanton Zürich Facebook 
sperren lassen. 

Der Grund für die Sperrung einer Webseite liegt in den meisten Fällen an der hohen Anzahl Klicks 
auf den entsprechenden Webseiten und dem zusätzlich entstehenden Datenverkehr (engl. Traffic), 
welcher das Verwaltungsnetz zu stark belastete. 

Deshalb bitte ich den Regierungsrat folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie viel Prozent der Nutzung des gesamten Datenverkehrs der Kantonalen Verwaltung 
machen "Social Networks and Personal Sites" (Festzeit, Facebook, Myspace, Tillate, Twitter 
etc.) in den letzten drei Monaten aus? 

Kann der Datenverkehr auf die jeweiligen Departemente hinuntergebrochen werden? 

I  Falls ja: 
 Wie viel Prozent der Nutzung des gesamten Datenverkehrs der einzelnen Departemente 
 machen "Social Networks and Personal Sites" aus? 

 Welches Departement weist den höchsten, welches den geringsten Anteil Datenverkehr 
von "Social Networks and Personal Sites" auf? 

II  Falls nein: 
 Weshalb lässt sich keine genaue Aussage machen? 

2. Wie hoch war der Datenverkehr (in Megabyte) zu "Social Networks and Personal Sites" in 
den letzten drei Monaten? 

3. Welche Rangliste unter den „Social Networks and Personal Sites" ergibt sich aus dem 
Datenverkehr? 

4. Wie beurteilt der Regierungsrat den Datenverkehr und gedenkt er Massnahmen zu ergreifen? 

Alexander Gröflin 


